
Weiterung des in der DDR bestehenden Geschäftsbankensy­
stems vorgeschlagen.

Die Geschäftsbanken werden mit der Einführung der D-Mark 
ihre Tätigkeit voll auf marktwirtschaftlicher Grundlage entwik- 
keln, das Angebot an geldwirtschaftlichen Leistungen erweitern 
und in Wettbewerb mit den auf dem Gebiet der DDR zukünftig 
arbeitenden Banken der Bundesrepublik und des Auslandes tre­
ten.

Das wird zu einem breiten, leistungsfähigen Finanzierungs­
und Dienstleistungsangebot führen und die Umstellung der Un­
ternehmen auf die Marktwirtschaft wirksam unterstützen.

Nun zum Sparkassengesetz: In der DDR haben die Sparkas­
sen mit 196 Instituten und cirka 3 000 Geschäftsstellen eine um­
fassende Präsenz.

Dem Status und der Organisation der Sparkassen lag bislang 
der Beschluß des Ministerrates vom 23.10.1974 und vom 8.3.1990 
über das Statut der Sparkassen der DDR zugrunde, der dem ein­
stufigen Bankensystem in der DDR Rechnung trug.

Dieses Statut paßt nicht mehr in die neue Wettbewerbssituation.

Als selbständige Geschäftsbanken werden die Sparkassen in 
ihrem Geschäftsgebiet Institute sein, die den Kommunen und 
der Bevölkerung verpflichtet sind.

Deshalb ist nunmehr den Städten und Kreisen als Gewährträ­
ger ihrer Sparkassen ein größeres Mitspracherecht bei der Be­
stimmung der Geschäftspolitik eingeräumt worden; insbeson­
dere durch die Einrichtung von Verwaltungsräten, in denen die 
Vertreter des Gewährträgers Sitz und Stimme haben.

Für die Leitung der Sparkassen wird das System von Vorstän­
den eingeführt, durch das die bisherige Einzelleitung der Spar­
kassen abgelöst wird.

Der mit dem vorliegenden Sparkassengesetz erarbeitete 
Rechtsrahmen befindet sich in Übereinstimmung mit dem Ver­
trag der BRD und der DDR zur Schaffung einer Wirtschafts-, 
Währungs- und Sozialunion. Er geht ausdrücklich mit dem Bun­
des- und Länderrecht sowie dem Sparkassenrecht der BRD kon­
form.

Ich bitte um Überweisung an den zuständigen Ausschuß. - 
Danke schön.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Ich danke Herrn Minister Romberg und eröffne die Ausspra­
che.

Das Wort hat Dr. Dieter Rudorf von der Fraktion der SPD. Die 
weitere Reihenfolge ist: Fraktion der PDS, Fraktion der DSU, 
Fraktion Liberale, Fraktion Bündnis 90/Grüne, Fraktion DBD/ 
DFD, Fraktion CDU/DA, wobei die Fraktion der DSU und die 
Fraktion DBD/DFD auf einen Redebeitrag verzichtet haben. Ich 
bitte den Abgeordneten Rudorf.

Dr. Rudorf für die Fraktion der SPD:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Endlich haben wir 
das Gesetz, mit dem das Außenhandelsmonopol beseitigt wird, 
das uns sehr viele Nachteile eingebracht hat und das auch der 
Korruption in den verschiedensten Bereichen weitgehend Tür 
und Tor geöffnet hatte.

Eine wichtige Forderung von allen Seiten in unserer friedli­
chen Revolution war unter anderem die Beseitigung des Außen­
handelsmonopols, das auf diese Weise reguliert wird. Es gibt na­
türlich in Anlehnung an diese Regelungen in der Bundesrepu­
blik einige Bestimmungen, die auch in der Lage sind, den Markt

der DDR einschließlich der Gesamtsituation zu schützen und be­
stimmte Industriezweige an bestimmten Stellen schützen zu 
können gegen Dumping und andere Praktiken, die Industrie­
zweige zum Erliegen bringen könnten.

Es sind also Schutzmechanismen eingebaut. Ebenso sind be­
sondere Vorschriften für sensible Produkte in den Außenhandel 
eingebaut, was wir sehr begrüßen. Das betrifft Gen-Technik, das 
betrifft kerntechnische Anlagen, das betrifft auch Rüstungsgü­
ter und alles, was dort mittelbar und unmittelbar dazugehört.

Nach unserer Ansicht fehlen ein paar Aussagen auch zu der 
Gesamtproblematik des Einbindens in die Weltwirtschaft, wie 
Aussagen zu Meistbegünstigung und wo die Zollbestimmungen 
ansetzen. Dort könnte noch etwas verbessert werden.

Was uns auch auffällt, ist, daß die Volkskammer bei der Ausfül­
lung dieses Gesetzes überhaupt kein Mitspracherecht hat. Es ist 
also nur die Regierung, und bekannterweise gibt es ganz wesent­
liche Dinge, die in die gesamte Volkswirtschaft entscheidend 
eingreifen, die man hier auch durchaus mit in die Volkskammer, 
in unser Parlament hineintragen kann.

Ich denke zum Beispiel an die 11-Prozent-Regel, die jetzt in 
Kraft gesetzt wird, die an uns vorbeigegangen ist und die sehr 
kontroverse Diskussionen unter uns auslöst.

Nun zum Sparkassengesetz. Wir begrüßen diese Regelung 
ganz besonders und wissen, daß die Sparkassen sich schon da> 
auf vorbereiten. Es wird also ganz entscheidend sein, wie schneit—' 
unsere Sparkassen mit der Breite des Angebots den bundesdeut­
schen Institutionen gleichkommen. Für mich ist sicher, daß wir 
mit der gesamten Werbekampagne nicht so schnell sein werden, 
um die Breite anzubieten. Ich kann nur sagen, daß die Bürger ab 
und zu auch bei den eigenen Banken nachfragen sollen; denn in 
sehr kurzer Zeit müssen hier die verschiedensten Leistungen 
angeboten werden, einschließlich Eurocheque und alle diese 
Dinge, die das Leben - insbesondere wenn man auf Reisen geht - 
erleichtern.

Wichtig ist auch, und das halten wir für sehr günstig, daß die 
Sparkassen an die Kommunen gebunden werden und dort als 
Hausbanken existieren.

Von verschiedener Seite kommen die Fragen, wie soll denn ei­
ne Sparkasse gegenüber etablierten bundesdeutschen Institu­
tionen existieren? Wir möchten darauf verweisen, daß unsere 
Sparkassen, da sie schon in anderer Form existierten, doch eine 
gute Ortskenntnis haben im Territorium und dort eine Bonitäts­
prüfung von Betrieben und Personen wesentlich besser durch­
führen können als eine Institution, die dort neu ist. Das sollte 
ganz konsequent ausgenutzt werden.

Zur Staatsbank. Dort sind wir eigentlich froh, daß das Hin und 
Her beendet ist. Ursprünglich sollte die Staatsbank aufgelöst 
werden, das war also so ein Zwischenschritt. Nunmehr gibt es ei­
ne eindeutige Festlegung über ihre Funktion, und ich denke, daß 
die Staatsbank damit wieder in einen entsprechenden Rang 
kommt, um die Fragen der Währungsunion entsprechend zu re­
geln. - Danke schön.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Ich danke dem Abgeordneten Rudorf. Als nächstes rufe ich die 
Fraktion der PDS, wobei hier zu sagen ist, daß sich zwei Redner 
eingetragen haben. Ich schlage vor, daß zunächst Frau Prof. Dr. 
Christa Luft spricht und daß am Ende der Aussprache Herr Dr. 
Glück an die Reihe kommen wird. Ist es richtig so? Ja.

Frau Prof. Dr. Luft für die Fraktion der PDS:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich werde zum Au­
ßenwirtschaftsgesetz sprechen. Ein entscheidender Grund für 
den Produktivitätsrückstand der DDR gegenüber hochentwik-
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